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Kinderrechte im Parlament – Rückschau auf die Frühjahrssession 2017 
 

 

Der Nationalrat hat in der vergangenen Session verschiedene kinderrechtlich relevante Vorstösse behandelt. Dabei hat sich der Nationalrat einmal 
mehr gegen einen Elternurlaub ausgesprochen und die parlamentarische Initiative Quadranti „Elternzeit. Eine umfassende, ganzheitliche Lösung als 
Ergänzung zum bestehenden Mutterschaftsurlaub“ mit 112 zu 71 Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt. Das Geschäft ist somit erledigt.  
Weiter hat sich der Nationalrat mit verschiedenen Vorstössen zur Bildung von Kindern und Jugendlichen befasst. Er überweist die Motion der Kom-
mission für Wissenschaft, Bildung und Kultur „Zugewanderte Jugendliche zum Abschluss Sek. II führen“ und nimmt damit ein Anliegen der Kantone 
auf. Im Gegensatz dazu lehnt er die Motion von Nationalrat Bourgeois ab, die das Ziel hatte, dass alle Kantone das Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes einhalten und der Entscheid über die Aufnahme oder Wegweisung nicht nach Erreichen der Volljährigkeit erfolgt, sondern erst nach Ab-
schluss ihrer Ausbildung. Ebenfalls abgelehnt hat der Nationalrat das Postulat „Politische Partizipation der Jugendlichen. Die politische Bildung ver-
stärken und eine Senkung des Stimmrechtsalters prüfen“. 
 

Im Ständerat sind auch verschiedene Vorstösse behandelt worden, die aus Sicht der Kinderrechte relevant sind. Besonders zu erwähnen ist dabei 
die Vorlage des Bundesrates zur Änderung der Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung. Der Bundesrat will mit dieser Vorlage die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf weiter verbessern. Berufstätige Eltern sollen für die Drittbetreuung ihrer Kinder weniger bezahlen und das Betreu-
ungsangebot soll besser auf ihre Bedürfnisse abgestimmt werden. Der Bundesrat will dazu für fünf Jahre 100 Millionen Franken als Anstossfinanzie-
rung zur Verfügung stellen. Entgegen der Empfehlung der ständerätlichen Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-S) trat der Stän-
derat auf die Vorlage ein und erwirkte eine Detailberatung in der Kommission. Nun hat der Ständerat den Entwurf der Kommission überwiesen. Als 
nächstes wird sich nun der Nationalrat um das Geschäft kümmern. Weiter hat der Ständerat dem Geschäft des Bundesrats zugestimmt, der Istanbul-
Konvention beizutreten. Der Bundesrat will mit einem Beitritt zur sogenannten Istanbul-Konvention des Europarates dazu beitragen, dass Gewalt 
gegen Frauen und häusliche Gewalt europaweit auf einem vergleichbaren Standard bekämpft werden. Die Istanbul-Konvention definiert den Gewalt-
begriff umfassend. Daher bezieht sich diese auch auf Kinder, die Opfer von häuslicher Gewalt sind, auch als Zeuginnen und Zeugen.  
 
Hinzu kommen in beiden Räten verschiedene Geschäfte und weitere Vorstösse, die ebenfalls kinderrechtliche Aspekte aufweisen (vgl. ausführliche 

Rückschau unten). 

Die Debatten können in den Wortprotokollen des Amtlichen Bulletins nachgelesen werden.  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150458
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150458
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163911
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153127
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163962
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163962
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160055
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160081
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/sicherheit/gesetzgebung/gewaltschutz.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-amtliches-bulletin
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Datum Nationalrat Ständerat 

27.02.2017 - 16.081 (Geschäft des Bundesrates): Europarats-
Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen (Istanbul-Konvention).  
Der Bundesrat will mit dem Beitritt zur sogenannten Istanbul-
Konvention des Europarates dazu beitragen, dass Gewalt gegen 
Frauen und häusliche Gewalt europaweit auf einem vergleichba-
ren Standard bekämpft werden. Die Istanbul-Konvention  will 
zudem einen Beitrag zur Beseitigung der Diskriminierung der 
Frau leisten und die Gleichstellung von Frau und Mann fördern. 
Die Vertragsstaaten müssen namentlich psychische, physische 
und sexuelle Gewalt, Stalking, Zwangsheirat, die Verstümmelung 
weiblicher Genitalien sowie Zwangsabtreibung und Zwangssteri-
lisierung für strafbar erklären. Die Konvention bezieht sich auch 
auf Kinder, die Opfer von häuslicher Gewalt sind, auch als Zeu-
ginnen und Zeugen. Zudem hebt sie die Situation von Mädchen 
hervor, die auf Grund ihres Geschlechts Opfer verschiedener 
Formen von Gewalt werden. Die Ratifikation der Konvention 
kann zum besseren Schutz von Kindern vor Gewalt beitragen. 
(Weitere Informationen zur Relevanz der Istanbul-Konvention für 
die Kinderrechte finden sich in der Vernehmlassungsantwort von 
Kinderschutz Schweiz). Der Ständerat behandelt das Geschäft 
als Erstrat. 

 Der Ständerat überweist die Vorlage gemäss Entwurf 
des Bundesrats.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160081
https://www.kinderschutz.ch/de/fachpublikation-detail/uebereinkommen-des-europarats-zur-verhuetung-und-bekaempfung-von-gewalt-gegen-frauen-und-haeuslicher-gewalt-istanbul-konvention.html?download=555
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Datum Nationalrat Ständerat 

28.02.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15.466 (Parlamentarische Initiative Amherd): Schaffung 
eines Kompetenzzentrums für die Förderung der Medien-
kompetenz von Kindern und Jugendlichen. 
Die Vorlage will, dass der Bund ein Kompetenzzentrum für den 
Kinder- und Jugendmedienschutz schafft, in das die Kantone, 
die Wirtschaft und die einschlägigen privaten Institutionen ein-
gebunden sind. Zu dessen Aufgaben gehören insbesondere: 
die Koordination und der Informationsaustausch im gesamten 
Bereich des Kinder- und Jugendmedienschutzes, die Durchfüh-
rung von Präventions- und Informationsprogrammen, die Bera-
tung von Programmleitenden, Eltern und Erziehungsberechtig-
ten usw., die Vertretung der schweizerischen Anliegen in der 
internationalen Zusammenarbeit; und das Monitoring und die 
weitere Forschungstätigkeit auf dem Gebiet der Medienkompe-
tenz von Kindern und Jugendlichen. Die vorberatende Bil-
dungskommission des Nationalrats (WBK-NR) gibt der Vorlage 
keine Folge (13 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung).  

 Die Vorlage ist im Rat noch nicht behandelt worden. 
 
15.470 (Parlamentarische Initiative Masshardt): Vereinbar-
keit von Beruf und Familie verbessern. Rechtsanspruch 
auf Beschäftigungsreduktion nach der Geburt. 
Die Vorlage fordert, dass das Obligationenrecht (OR) so anzu-
passen ist, dass Arbeitnehmenden nach der Geburt eines Kin-
des ein Rechtsanspruch auf Beschäftigungsreduktion gewährt 
wird (höchstens 20 Prozent). Dieser ist analog zur Regelung 
für das Bundespersonal (Art. 60a BPV, Reduktion des Be-
schäftigungsgrads nach der Geburt oder Adoption) auszuge-
stalten. Kleinere Unternehmen können von der Regel ausge-
nommen werden. Die Kommission für Rechtsfragen des Natio-
nalrats hat mit 12 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung be-
schlossen, der Vorlage keine Folge zu geben. 

 Die Vorlage ist im Rat noch nicht behandelt worden. 
 

 

16.4019 (Motion Berberat): Familienbesteuerung. Ungleich-
behandlungen beseitigen. 
Der Bundesrat wird beauftragt, im Rahmen der Revisionsarbeiten 
an der Familienbesteuerung (im weiteren Sinne) Vorschläge zur 
Änderung des DBG und des StHG mit folgenden Zielen zu unter-
breiten: 
1. Beseitigung der steuerlichen Ungleichbehandlung von Unter-

haltsbeiträgen für minderjährige und volljährige Kinder; 
2. bestmögliche Harmonisierung des Systems der Kinderabzü-

ge verheirateter und geschiedener Eltern. Der Ständerat be-
handelt das Geschäft als Erstrat. 
 Die Motion wird mit 27 zu 15 Stimmen abgelehnt, das 

Geschäft ist somit erledigt. 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150466
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150470
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20164019
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01.03.2017 
 
 

 12.470 (Parlamentarische Initiative Joder): Bessere Unter-
stützung für schwerkranke oder schwerbehinderte Kinder, 
die zu Hause gepflegt werden. 
Der Vorstoss verlangt, dass die gesetzlichen Grundlagen dahin-
gehend angepasst werden, dass Familien (Eltern und Erzie-
hungsberechtigte), die schwerkranke oder schwerbehinderte 
Kinder zu Hause pflegen, besser und wirkungsvoller unterstützt 
und entlastet werden. Die Kommissionen für Soziale Sicherheit 
und Gesundheit beider Räte sind auf die Vorlage eingetreten. 
Der Nationalrat stimmte dem Vorschlag der Kommission bereits 
zu. 

 Wer ein schwerkrankes oder schwerbehindertes Kind zu 
Hause pflegt, soll mehr Geld erhalten. Nach dem Natio-
nalrat hat auch der Ständerat eine entsprechende Ge-
setzesänderung gutgeheissen, die Vorlage ist bereit für 
die Schlussabstimmung. 

 

06.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 16.4095 (Postulat Caroni): Eine umfassende Strategie für die 
politische Bildung in der Schweiz. 
Der Bundesrat wird beauftragt, eine umfassende Strategie zur 
politischen Bildung zu entwickeln. Ziel ist es, die politische Mit-
wirkungskompetenz der gesamten Bevölkerung langfristig zu 
erhalten und zu fördern. Die mit dem Bericht zu entwickelnde 
Strategie soll neben der schulischen politischen Bildung aller 
Stufen auch die ausserschulische politische Bildung und die Er-
wachsenenbildung umfassen. Das Postulat wird vom Ständerat 
als Erstrat behandelt. 

 Der Ständerat nimmt das Postulat entgegen der Empfeh-
lung des Bundesrats an, mit 31 zu 6 Stimmen bei zwei 
Enthaltungen. 

 
 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20120470
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20164095
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06.03.2017 16.4090 (Interpellation Vonlanthen): Brückenangebote für 
Jugendliche. Erweiterung des Instrumentariums auf Bun-
desebene. 
In der Schweiz ist nach wie vor eine bedeutende Minderheit der 
Jugendlichen mit Schwierigkeiten beim Übergang zwischen der 
obligatorischen Schulbildung und der beruflichen Grundbildung 
konfrontiert. Ein Scheitern der Eingliederung in eine berufliche 
Laufbahn kann langfristig wegen der materiellen Unterstützungs-
bedürftigkeit zu hohen Folgekosten führen. Auf Bundesebene 
(Motivationssemester „SEMO“) und auf kantonaler Ebene („Brü-
ckenangebote) gibt es diverse Angebote, die diesen Übergang 
erleichtern sollen. Vor diesem Hintergrund stellt der Interpellant 
diverse Fragen an den Bundesrat. 

 Der Interpellant ist von der Antwort des Bundesrates 
teilweise befriedigt. Das Geschäft ist somit erledigt. 
 

07.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16.3911 (Motion WBK): Zugewanderte Jugendliche zum 
Abschluss Sek. II führen) 
Die Motion beauftragt den Bundesrat 1. mit den Kantonen die 
Zuständigkeiten für Umsetzung und Finanzierung von Bil-
dungsmassnahmen für spät zugewanderte Jugendliche und 
junge Erwachsene zu klären; 2. seinen Beitrag an die Integrati-
onsleistungen, welche durch die Regelstrukturen im Bildungs-
bereich erbracht werden, substanziell zu erhöhen und 3. die 
Finanzierung der zusätzlichen Integrationsleistungen über das 
Budget des Staatssekretariats für Migration zu garantieren. Der 
Nationalrat behandelt die Motion als Erstrat. 

 Die grosse Kammer stimmte mit 108 zu 70 Stimmen 
für diese Motion. Damit greift sie ein dringendes Anlie-
gen der Kantone auf. Als nächstes wird das Geschäft 
vom Ständerat behandelt.  

 
 
 
 

16.3910 (Postulat): Kinderrenten der ersten Säule vertieft 
analysieren. 
Der Bundesrat wird beauftragt, die wirtschaftlichen Verhältnisse 
von Bezügern von Kinderrenten und die Praxis des Exports die-
ser Renten zu analysieren und darüber Bericht zu erstatten. Da-
bei sollen insbesondere die Praxis bei der Überprüfung der An-
spruchsvoraussetzungen sowie die Frage des Exports von Kin-
derrenten der AHV und IV und der Waisenrenten an Pflegekinder 
ins Ausland untersucht werden. Der Bundesrat empfiehlt dem 
Rat die Annahme der Vorlage, der Ständerat behandelt das Ge-
schäft als Erstrat. 

 Der Ständerat nimmt das Postulat an und überweist dem 
Bundesrat den Auftrag, die Kinderrenten in der ersten 
Säule vertieft zu analysieren. 

 
 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20164090
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163911
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163910#/tab-panel-acc-2
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07.03.2017 
 
 

15.3552 (Postulat Schmid-Federer): Mehr Schnupperlehr-
stellen bei den Mint-Berufen. 
Der Bundesrat wird gebeten, dem Parlament Bericht über die 
Situation von Schnupper-Angeboten in den Mint-Berufen zu 
erstatten und darzulegen, welche Möglichkeiten zur Steigerung 
der Angebote er sieht. Der Fachkräftemangel in den sogenann-
ten Mint-Berufen ist ausgewiesen. Lehrstellen werden zwar 
genügend angeboten, aber ungenügend genutzt. Offensichtlich 
sind die Angebote zu wenig attraktiv bzw. ist die Information für 
Interessenten immer noch ungenügend. Der Bundesrat bean-
tragt die Ablehnung des Postulats und erachtet einen speziel-
len Bericht zu dieser Thematik nicht als zielführend. Der Natio-
nalrat behandelt den Vorstoss als Erstrat. 

 Die Vorlage ist im Rat noch nicht behandelt worden. 
 

13.477 (Parlamentarische Initiative Rossini): KVG. Änderung 
der Prämienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene. 
Die Vorlage fordert eine Änderung von Artikel 61 des Bundesge-
setzes über die Krankenversicherung (KVG), welche die Eintei-
lung der Alterskategorien Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene revidiert und die Versicherer verpflichtet, für diese Katego-
rien tiefere Prämien festzusetzen. Die Kommission für Sicherheit 
und Gesundheit des Nationalrats folgt dem Bundesrat und emp-
fiehlt die Vorlage anzunehmen. Neu sollen also die Prämien von 
Kindern in Haushalten mit tiefen und mittleren Einkommen um 
mindestens 80 Prozent verbilligt werden, während die Prämien 
der jungen Erwachsenen in Ausbildung wie bisher um mindes-
tens 50 Prozent verbilligt werden sollen. Der Nationalrat hat dem 
Anliegen zugestimmt. 

 Der Ständerat folgt dem Nationalrat und senkt damit die 
Prämien von 19- bis 25-Jährigen und verpflichtet die 
Kantone, für Kinder von Familien mit tiefen und mittleren 
Einkommen, die Prämien stärker als heute zu verbilligen. 
Die Vorlage ist bereit für die Schlussabstimmung. 

09.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15.3146 (Motion Estermann): Ritalinkonsum in der 
Schweiz. Die Rüge der Uno ernst nehmen! 
Der Bundesrat wird beauftragt Massnahmen zu ergreifen, um 
die Empfehlungen der Uno zum Ritalinkonsum bei Kindern und 
Jugendlichen in der Schweiz umzusetzen und dessen Konsum 
einzuschränken. Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der 
Motion, der Nationalrat behandelt die Vorlage als Erstrat. 

 Die Vorlage ist im Rat noch nicht behandelt worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153552
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20130477
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153146
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09.03.2017 
 
 

15.3155 (Postulat Feri): Selbst- und Körperbild von Ju-
gendlichen. Lancierung von Programmen. 
Das Postulat ersucht den Bundesrat zu prüfen und Bericht zu 
erstatten, wie Jugendliche in ihrem Selbst- und Körperbild so-
wie der Intervention (Beratungsangebote, auch niederschwel-
lig) bestärkt werden können. Der Bundesrat beantragt die Ab-
lehnung des Postulats, da die bestehenden Aktivitäten ausrei-
chen (z.B. Massnahmen im Bereich des Nationalen Pro-
gramms Ernährung und Bewegung und im Programm von Ge-
sundheitsförderung Schweiz „Healthy Body Image“). Der Nati-
onalrat behandelt die Vorlage als Erstrat. 

 Die Vorlage ist im Rat noch nicht behandelt worden. 
 
 

15.3456 (Postulat Federer-Schmid): Pflegende Kinder nicht 
ausklammern. 
Der Bundesrat wird beauftragt, einen Bericht zur Situation min-
derjähriger Kinder und Jugendlicher nachzureichen, welche 
ihre erkrankten Eltern pflegen. Insbesondere soll er dem Par-
lament darlegen, wie viele Kinder und Jugendliche betroffen 
sind und wie gross deren Belastung ist. Weiter soll aufgezeigt 
werden, welche Angebote zusammen mit Kantonen, Gemein-
den und privaten Institutionen geschaffen werden können, um 
Kinder und Familien zu entlasten. Der Bundesrat empfiehlt die 
Ablehnung des Vorstosses mit der Begründung, dass dieser 
Problematik bereits mit dem Bericht „Unterstützung für betreu-
ende und pflegende Angehörige“ (Dezember 2014) begegnet 
wird und die daraus umzusetzenden Massnahmen die Anlie-
gen des Postulats erfüllen. 

 Die Vorlage ist im Rat noch nicht behandelt worden. 
 
 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153155
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153456
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13.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15.458 (Parlamentarische Initiative Quadranti): Elternzeit. 
Eine umfassende, ganzheitliche Lösung als Ergänzung 
zum bestehenden Mutterschaftsurlaub (SGK) 
Die Vorlage fordert die Ausarbeitung der nötigen gesetzlichen 
Grundlagen, welche ergänzend zum geburtsbezogenen 14-
wöchigen Mutterschaftsurlaub einen maximal 14-wöchigen 
Elternurlaub vorsehen. Es ist festzulegen, zu welchen Teilen er 
vom Vater bezogen werden kann/muss (ein Bezug zu 100 Pro-
zent ist denkbar); ebenso unter welchen Bedingungen. Ge-
samthaft ergibt sich dadurch eine Elternzeit von maximal 28 
Wochen. Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesund-
heit des Nationalrates beschloss, dem Vorstoss keine Folge zu 
geben. 

 Der Nationalrat ist gegen eine bezahlte Elternzeit. Er 
hat die Vorlage mit 112 zu 71 Stimmen bei 5 Enthal-
tungen abgelehnt. Das Geschäft ist somit erledigt.  

17.016 (Geschäft des Bundesrats): Aktionsplan Sportförde-
rung des Bundes, Bericht. 
Der Bundesrat schlägt mit dem Aktionsplan vor, die Sportförde-
rung in den Jahren 2017 bis 2023 schrittweise auszubauen. Im 
verabschiedeten Aktionsplan Sportförderung skizziert der Bun-
desrat die konkreten Massnahmen. Im Vordergrund stehen zu-
sätzliche Fördermittel für das Programm Jugend+Sport sowie der 
Ausbau der Sportinfrastruktur in Magglingen und Tenero. Der 
Ständerat befasst sich als Erstrat mit der Vorlage. Die vorbera-
tende Kommission begrüsst den Aktionsplan, bemängelt aber die 
zu tiefen finanziellen Mittel, die zur Umsetzung des Aktionsplans 
eingestellt worden sind. 
 
und  
 
17.3003 (Motion WBK-SR): Zusätzliche Mittel im Aktionsplan 
zur „Gesamtschau Sportförderung“ zugunsten des Nach-
wuchs-Leistungssports 
Der Bundesrat wird beauftragt, im Voranschlag 2018 sowie in 
den folgenden Finanzplanjahren zusätzliche 15 Mio. zugunsten 
des Nachwuchs-Leistungssports einzustellen, wie dies im Leis-
tungssportkonzept des Bundes vorgesehen war. Der Ständerat 
befasst sich als Erstrat mit der Vorlage. 

 Der Bund soll den Nachwuchs-Leistungssport mit zusätz-
lichen 15 Millionen Franken pro Jahr fördern. Das ver-
langt der Ständerat. Damit will die kleine Kammer den 
Aktionsplan Sportförderung des Bundesrats korrigieren, 
den sie ansonsten gutheisst. 

 
 
 
 
 
 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150458
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170016
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173003
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14.03.2017  16.055 (Geschäft des Bundesrates): Finanzhilfen für fami-
lienergänzende Kinderbetreuung. Änderung. 
Der Bundesrat will mit dieser Vorlage die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf weiter verbessern. Berufstätige Eltern sollen für die 
Drittbetreuung ihrer Kinder weniger bezahlen und das Betreu-
ungsangebot soll besser auf ihre Bedürfnisse abgestimmt wer-
den. Der Bundesrat will dazu für fünf Jahre 100 Millionen Fran-
ken als Anstossfinanzierung zur Verfügung stellen. Die stände-
rätliche Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-
S) beantragt dem Ständerat mit Stichentscheid der Präsidentin (6 
zu 6 Stimmen), nicht auf die Vorlage einzutreten. Sie macht ins-
besondere geltend, dass die bestehenden Finanzhilfen bereits 
zweimal verlängert wurden und dass der Gegenstand der Vorla-
ge in den Zuständigkeitsbereich der Kantone und Gemeinden 
falle. Entgegen dem Entscheid der vorberatenden Kommission 
trat der Ständerat bereits auf die Vorlage ein, wies sie aber 
gleichzeitig an die Kommission zurück. Der Ständerat berät nun 
den Entwurf der Kommission. 

 Der Ständerat überweist die Vorlage mit 23 zu 15 Stim-
men bei 5 Enthaltungen. Als nächstes muss der Natio-
nalrat über die Vorlage entscheiden. 

15.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16.3314 (Postulat Ingold): Gemässigte Imame sind Schlüs-
selpersonen gegen die Radikalisierung von jugendlichen 
Muslimen. 
Der Bundesrat wird gebeten, in einem Bericht Massnahmen 
der Ausbildungsvoraussetzungen für Imame aufzuzeigen, die 
vor islamistischer Missionierung schützen und das Integrati-
onspotenzial der Imame im Umgang mit Jugendlichen in ihren 
muslimischen Gemeinschaften nutzen. Der Bundesrat bean-
tragt die Annahme. 

 Der Bundesrat muss sich mit der Ausbildung von Ima-
men in der Schweiz befassen. Der Nationalrat hat ihm 
mit einem knapp angenommenen Postulat (90 zu 87 
und zwei Enthaltungen) einen entsprechenden Prü-
fungsauftrag erteilt. 

16.307 (Standesinitiative SG): Änderung des Ausländerge-
setzes: Mehr Verbindlichkeit und Durchsetzung des gelten-
den Rechts bei Integration, Sozialhilfe, Schulpflichten und 
strafrechtlichen Massnahmen. 
Der Bundesrat wird ersucht, die gesetzliche Grundlage dafür zu 
schaffen, dass bei fortführender Verweigerung der Integrations-
bemühungen und insbesondere Missachtung der schulischen 
Pflichten von Erziehungspersonen gemäss kantonaler Schulge-
setzgebung, sowie bei einer dauerhaften Abhängigkeit von Sozi-
alhilfe ein Widerruf von Aufenthalts- und Niederlassungsbewilli-
gungen von Nicht-EU/EFTA-Staatsangehörigen möglich ist. Die 
vorberatende Kommission des Ständerats empfiehlt die Ableh-
nung der Vorlage.  

 Der Ständerat gibt der Standesinitiative Folge. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160055
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163314
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160307
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15.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

16.3416 (Postulat Nantermod): Patchworkfamilien: Lösun-
gen für eine zeitgemässe Regelung der gesetzlichen Erb-
folge. 
Der Bundesrat wird beauftragt, einen Bericht zu verfassen, der 
Möglichkeiten aufzeigt, wie das Zivilgesetzbuch geändert wer-
den kann, damit Kinder aus Patchworkfamilien durch die ge-
setzliche Erbfolgeregelung nicht benachteiligt werden. Der 
Bundesrat empfiehlt die Annahme, der Nationalrat berät das 
Geschäft als Erstrat. 

 Kinder aus Patchworkfamilien sollen bei der Erbfolge-
regelung nicht mehr benachteiligt werden. Der Natio-
nalrat hat den Bundesrat beauftragt, in einem Bericht 
mögliche Änderungen im Zivilgesetzbuch aufzuzeigen. 
Der Bundesrat will die geforderte Analyse in die Bot-
schaft zur Revision des Erbrechts integrieren. 

 
15.3127 (Motion Bourgeois): Unbegleitete Minderjährige: 
Betreuung und Schulbildung sicherstellen. 
Die Motion will den Bundesrat beauftragen, im Zusammenhang 
mit unbegleiteten Minderjährigen im Asylverfahren sicherzu-
stellen, dass alle Kantone das Übereinkommen über die Rech-
te des Kindes einhalten und der Entscheid über die Aufnahme 
oder Wegweisung nicht nach Erreichen der Volljährigkeit er-
folgt, sondern erst nach Abschluss der Ausbildung. Der Bun-
desrat beantragt die Ablehnung der Motion. 

 Der Nationalrat lehnt die Motion mit 111 zu 71 Stim-
men ab, das Geschäft ist somit erledigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163416
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153127
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15.03.2017 15.3142 (Motion Grunder): KESB. Zwingendes Anhörungs-
recht und verbessertes Klagerecht für Grosseltern, Ge-
schwister und nahe Verwandte. 
Der Bundesrat wird beauftragt, die entsprechenden Artikel des 
ZGB zu ändern, damit nahen Verwandten mehr Einfluss bei 
der Frage der Einweisung von Kindern in Heime oder Pflege-
familien gewährt wird. Insbesondere muss sichergestellt wer-
den, dass Grosseltern, Geschwistern und anderen nahen Ver-
wandten ein zwingendes Anhörungsrecht gewährt wird, sowie, 
dass das Klagerecht derselben gegen Entscheide der Behör-
den verbessert wird. Der Bundesrat beantragt die Ablehnung 
der Motion. 

 Der Nationalrat will den Bericht über die Evaluation des 
neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts abwar-
ten, bevor er dieses ändert und lehnt die Vorlage ab. 

 
15.3190 (Postulat Feri): Evaluation des Bundesgesetzes 
über Kindesentführung. 
Der Bundesrat wird aufgefordert, eine Evaluation des Bundes-
gesetzes über Kindesentführungen (BG-KKE) und der Bearbei-
tung von Kindesentführungsfällen durch die Bundesbehörden 
durchzuführen. Der Bundesrat empfiehlt die Ablehnung des 
Postulats, der Nationalrat behandelt das Geschäft als Erstrat. 

 Die Postulantin hat den Vorstoss zurückgezogen. 
 

16.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15.4212 (Postulat Gmür): Ausbildung zum „Jugend und 
Sport“-Hilfsleiter. 
Der Bundesrat wird beauftragt zu prüfen, ob eine Ausbildung 
als "Jugend und Sport"-Hilfsleiter von Jugendlichen im Alter 
von 14 bis 18 Jahren sinnvoll wäre und wie sich der Bund fi-
nanziell beteiligen könnte. Der Bundesrat beantragt die Ableh-
nung des Postulats, da dafür keine finanziellen Mittel zur Ver-
fügung stehen. Der Nationalrat behandelt die Vorlage als 
Erstrat. 

 Der Postulant hat den Vorstoss zurückgezogen. 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153142
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153190
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20154212
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16.03.2017 
 
 
 

16.3149 (Motion Lohr): Sicherung des Programms „Jugend 
und Sport". 
Der Bundesrat wird beauftragt, für den Bereich "Jugend und 
Sport" im Voranschlag 2017 und in den folgenden Finanzplan-
jahren ausreichend Mittel einzustellen, damit auf der Grundlage 
der aktuellen Beitragssätze die Nachfrage gedeckt werden 
kann. Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Vorstosses, 
der Nationalrat behandelt die Vorlage als Erstrat. 

 Der Postulant hat den Vorstoss zurückgezogen. 
 
16.3962 (Postulat Reynard): Politische Partizipation der 
Jugendlichen. Die politische Bildung verstärken und eine 
Senkung des Stimmrechtsalters prüfen. 
Der Bundesrat wird beauftragt, Massnahmen zu prüfen, die 
geeignet sein könnten, die politische Partizipation unter den 
Jugendlichen zu fördern: bessere politische Bildung, Kampag-
ne zur politischen Sensibilisierung, Senkung des Stimmrechts-
alters auf 16 Jahre oder Einführung des Stimmrechts ab 16 
"auf Wunsch". Der Nationalrat behandelt den Vorstoss als 
Erstrat. 

 Der Nationalrat lehnt das Postulat mit 66 zu 112 Stim-
men und einer Enthaltung ab. 

 

17.03.2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

08.428 (Parlamentarische Initiative Müller): Kein Familien-
nachzug bei Bezug von Ergänzungsleistungen. 
Die Vorlage verlangt eine Anpassung des Ausländergesetzes 
damit der Bezug von Ergänzungsleistungen und von Sozialhilfe 
für die Beurteilung des Rechts auf Familiennachzug vereinheit-
licht wird.  

 Der Nationalrat schreibt den Vorstoss ab. Das Ge-
schäft ist somit erledigt. 

 
 
 
 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163149
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163962
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20080428
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17.03.2017 10.485 (Parlamentarische Initiative Müller): Vereinheitli-
chung beim Familiennachzug. 
Die Anforderungen an Personen mit einer Niederlassungsbe-
willigung, die ihre ausländischen Familienangehörigen in die 
Schweiz holen wollen, sind denjenigen der Jahresaufenthalter 
anzupassen. Dabei sind insbesondere die Voraussetzungen 
gemäss Artikel 44 Buchstaben b und c AuG auch in den Artikel 
43 aufzunehmen. 

 Der Nationalrat schreibt den Vorstoss ab. Das Ge-
schäft ist somit erledigt. 

 

17:03:2017 Schlussabstimmungen: 
 
12.470 (Parlamentarische Initiative Joder): Bessere Unterstützung für schwerkranke oder schwerbehinderte Kinder, die zu 
Hause gepflegt werden. 
Der Vorstoss verlangt, dass die gesetzlichen Grundlagen dahingehend angepasst werden, dass Familien (Eltern und Erziehungs-
berechtigte), die schwerkranke oder schwerbehinderte Kinder zu Hause pflegen, besser und wirkungsvoller unterstützt und entlas-
tet werden. Die Kommissionen für Soziale Sicherheit und Gesundheit beider Räte sind auf die Vorlage eingetreten. Der Nationalrat 
stimmte dem Vorschlag der Kommission bereits zu. 

 In der Schlussabstimmung überweisen die Räte die Vorlage mit 197 zu 0 Stimmen und 45 zu 0 Stimmen.  
 

13.477 (Parlamentarische Initiative Rossini): KVG. Änderung der Prämienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene. 
Die Vorlage fordert eine Änderung von Artikel 61 des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG), welche die Einteilung 
der Alterskategorien Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene revidiert und die Versicherer verpflichtet, für diese Kategorien 
tiefere Prämien festzusetzen. Die Kommission für Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats folgt dem Bundesrat und empfiehlt 
die Vorlage anzunehmen. Neu sollen also die Prämien von Kindern in Haushalten mit tiefen und mittleren Einkommen um mindes-
tens 80 Prozent verbilligt werden, während die Prämien der jungen Erwachsenen in Ausbildung wie bisher um mindestens 50 Pro-
zent verbilligt werden sollen. Der Nationalrat hat dem Anliegen zugestimmt, der Ständerat befasst sich zum ersten Mal damit. 

 In der Schlussabstimmung überweisen die Räte die Vorlage mit 192 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung und 32 zu 6 Stim-
men bei 7 Enthaltungen. 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20100485
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20120470
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20130477

